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Mittheilungen aus der Praxis. 


Ausſpruch über die Unzuläſſigkeit der politiſch⸗ behördlichen Ver⸗ 

fügung auf Berichtigung einer Geburtsmatrikel in dem Falle, 

wo es ſich um die Löſung eines bei den Civilgerichten bereits 
anhängigen Nechtsſtreites handelt. 

Die von ihrem Gatten geſchiedene Gutsbeſitzerin von L., Namens 
Karoline Sz., geborne K. iſt im Jahre 1874 eines gewaltſamen Todes 
ohne Hinterlaſſung einer letztwilligen Anordnung geftorben. Ihr allein 
am Leben verbliebener Bruder Ladislaus K. meldete ſich bei Gericht 
zur Uebernahme der Verlaſſenſchaft nach ſeiner Schweſter und das 
Gericht hat auch ihm als dem präſumtiven Erben den Nachlaß nach 
der Karoline Sz. in Beſitz und proviſoriſche Verwaltung übergeben. 

Allein bald hierauf iſt der über 20 Jahre alte Unterofficier 
Guſtav Anton Theodor G. bei Gericht mit der Behauptung aufgetreten, 
daß er ein unehelicher Sohn der Karoline Sz. ſei und begehrte als 
ſolcher die Einantwortung des ganzen hinterbliebenen Nachlaſſes. 
G. betrat zur Erweiſung ſeines Anſpruches den Rechtsweg, der bei den 
Gerichten in Schwebe iſt, und iſt im Zuge desſelben bei der Statt⸗ 
halterei mit der Bitte eingeſchritten, es möge die Ergänzung der Ge⸗ 
burtsmatrikel der Pfarre P. durch nachträgliche Eintragung des Namens 
ſeiner Mutter veranlaßt werden, indem er geltend machte, daß er in der be⸗ 
ſagten Geburtsmatrikel als ein uneheliches Findelkind unbekannter Eltern 


eingetragen iſt; er ſei jedoch in der Lage, durch namentlich bezeichnete Per⸗ 
ſonen zu erweiſen. daß er ein unehelicher Sohn der am 11. Juli 1874 
verſtorbenen Karoline Sz. ſei; er bitte daher um Einbernahme der von 
ihm berufenen Zeugen und Veranlaſſung des Weiteren im Sinne ſeines 
Begehrens. 

Die Statthalterei hat hierüber im Wege der T. . er und 
G. . er Bezirkshauptmannſchaft, dann des L.er Magiſtrates mehrere 
Perſonen eidlich einvernehmen laſſen, und ſodann mit der Entſcheidung 
vom 27. Mai 1877 ausgeſprochen: „Im Grunde der Hofkanzleiver⸗ 
ordnung vom 13. Jänner 1814, dann der Gubernial⸗Decrete vom 
21. October 1836 (P. G. S. ex 1838 Nr. 132) und 8. Mai 1844, 
3. 24.081 iſt die Geburtsmatrikel des G. durch Eintragung des 
Namens der Mutter dahin zu ergänzen, daß G. ein unehelicher Sohn 
der Karoline Sz., Tochter des Theodor K. und der Salomea P. iſt. 
Aus den citirten Decreten leitet die Statthalterei ihre Competenz zur 
Entſcheidung in dieſer Angelegenheit ab, und erkennt den Beweis für 
den Umſtand, daß G. ein unehelicher Sohn der benannten Karoline Sz., 
gebornen K. ſei, als erbracht, weil eidliche Zeugen es beſtätigen, daß 
die Genannte ihnen perſönlich erklärt und geſtanden hat, daß ſie die 
Mutter des G. ſei.“ ; 

Dieſem Ausſpruche gemäß, hat die Statthalterei im Wege des 
lateiniſchen T. . er Conſiſtoriums die Geburtsmatrikel in P. in Betreff 
des G. in der angedeuteten Richtung ergänzen laſſen, was auch bewirkt 
wurde. Hievon wurden G. und auch Ladislaus K., Letzterer mit dem 
Beiſatze verſtändigt, daß es im freiſteht, im Rechtswege den Gegen⸗ 
beweis in Betreff der Richtigkeit der angeordneten Ergänzung der Ge⸗ 
burtsmatrikel des G. zu führen. 

Im Miniſterialrecurſe führte Ladislaus K. an, daß die poli⸗ 
tiſchen Behörden bloß berufen ſind, den Namen der Mutter nur auf 
ihr Verlangen zu conſtatiren; Karoline K. habe aber weder beim 
Taufacte, bei welchem ſie als Pathin intervenirte, noch ſonſt jemals 
die Feſtſtellung ihres Namens als Kindesmutter verlangt; die politiſchen 
Behörden ſind daher zur Entſcheidung dieſes Falles incompetent. Denn 
hier handle es ſich um die Conſtatirung des Geburtsactes, was die 
Statthalterei auch verſucht hat, und auf dieſe Art habe dieſelbe im- 
plieite über ein Perſonenrecht entſchieden, was nur von den zuſtändigen 
Gerichten ausgeſprochen werden kann, da nach den 88 137—168 
a. b. G. B. Perſonenrechte nur zur Entſcheidung der Gerichte gehören; 
Gerichte ſeien auch nur competent, da der Geburtsact des G. durch den 
Taufſchein ſich nicht conſtatiren läßt, ein Präjudicial⸗Erkenntniß über die 
Filiation des G. auszuſprechen. Auch beſtätige kein Zeuge den Geburts⸗ 
act aus eigener Wahrnehmung, demnach der Act der Geburt des G., 
die Identität des gebornen Kindes und der Mutter nicht erwieſen ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 31. Juli 1877 
3. 10.222 erkannt: „Das k. k. Miniſterium des Innern findet über den 
Recurs des Gutsbeſitzers Ladislaus K. die angefochtene Statthalterei⸗ 
Entſcheidung zu beheben und auszuſprechen, daß die politiſchen Behörden 
nicht in der Lage ſind, auf das Begehren des G. um Rectificirung 


ſeiner Geburtsmatrikel einzugehen, ſondern dasſelbe auf den Rechtsweg 
verweiſen müſſen, da es ſich im vorliegenden Falle um die Löſung 
civilrechtlicher Fragen handelt, die bereits anläßlich eines Erbſchafts⸗ 
ſtreites bei Gericht anhängig ſind.“ R. 


Die Einhebung von Marktgebühren nach Maß und Gewicht der 
zu Markt gebrachten Artikel widerſpricht nicht der Beſtimmung 
des § 69 der Gewerbeordnung. 


Die Stadt P. beſitzt eine Marktordnung, welche im Grunde der 
von der Statthalterei am 24. April 1874 ertheilten Vollmacht von 
der Bezirkshauptmannſchaft O. am 30. November 1874 beſtätigt worden | 


iſt. Im § 19 derſelben ift die Art und Weiſe der Marktgebühren und 
deren Höhe beſtimmt u. zw. für die Wochmenmärkte. Dieſe Gebühren 
ſind in 3 Claſſen getheilt u. zw. a) ſolche, welche nach Maß⸗ und 
Gewicht, b) nach dem Platze, und c) nach der Stückzahl eingehoben 
werden. 

Die Gemeinde P. hat nun mehrere Aenderungen an der Markt. 


ordnung vorgenommen und bei dieſer Gelegenheit auch die Marktge⸗ 
bühren im § 19 a ſtatt nach dem alten öſterr. Maße und Gewichte, 


nach den neuen Maßen und Gewichten (Geſetz vom 23. Juli 1871, 
R. G. B. Nr. 16 ex 1872) beſtimmt, jedoch nicht bloß umgerechnet. 
Die Statthalterei hat dieſen geänderten Abſatz a des § 19 unterm 
31. October 1876 nicht genehmigt, nachdem im § 19 die Tarifſätze 
unter a) „Popläiky dle miry a vähy“ nicht nach ganzen Fuhren, 
Schiebkarren u. ſ. w, ſondern nach Hectolitern und Kilogramm feſt⸗ 
geſetzt ſind, welcher Vorgang nicht eingehalten werden darf, weil die ſo 
geſtaltete Gebührenbemeſſung, den Charakter einer Verzehrungsſteuer 
tragend, nicht wie es § 69 der Gewerbeordnung ſtatuirt, als eine Vers 
gütung für die Ueberlaſſung des Raumes erſcheinen würde“. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung hat das Bürgermeiſteramt 
der Stadtgemeinde P. eine Vorſtellung überreicht, welche die Statthalterei 
als Recurs behandelte und zur Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des 
Innern vorlegte. In der Vorſtellung wird angegeben, daß in Gemäßheit 
aller früheren beſtandenen Marktordnungen und auch jenen, die ſeit 
Beſtand der Gewerbeordnung von der Statthalterei genehmigt worden 
find, die Einhebung nach Maß⸗ und Gewicht (8 19 a) geſtattet war 
und daß die Auslegung des § 69 Gewerbeordunng in der Auffaſſung 
der Statthalterei nicht richtig ſei, indem die Marktgebühren nicht nur 
eine Vergütung für den überlaſſenen Raum, ſondern auch außerdem für den 
Gebrauch von Buden und Geräthſchaften und für andere mit der Abhaltung 
des Marktes verbundene Auslagen bilden, wie z. B. die Pflaſterung 
des Marktplatzes, deſſen Reichhaltung ꝛc. Schließlich wurde um die 
Beſtätigung der revidirten Marktordnung, reſp. die Genehmigung des 
Abſatzes a des § 19 gebeten. 

Die Statthalterei beantragte die Abweiſung, weil die Fälle ſich 
häufen, daß Marktorte, welche ihre Marktordnungen anläßlich der 
Aenderungen der Maß⸗ und Gewichtsanſätze zur Genehmigung vorlegen, 


aus den Marktgebühren neue Einkommensquellen zu erſchließen bemüht 


find, indem fie förmliche Acciſen einzuführen verſuchen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern aber hat unterm 7. Februar 
1877, Z. 17.760 ex 1876 erkannt: „Das k. k. Miniſterium des Innern 
findet in Folge der zu ſeiner Entſcheidung vorgelegten Vorſtellung 
der Stadtgemeinde P. die Statthalterei⸗Entſcheidung zu beheben und 
die Genehmigung des Abſatzes a (Poplätky dle miry a vähy) im 8 19 
der modificirten Marktordnung dieſer Stadt zu ertheilen, weil die 
Einhebung von Marktgebühren bei einzelnen Artikeln nach Maß⸗ und 
Gewicht mit dem § 69 der Gewerbeordnung inſoferne nicht im Wider⸗ 
ſpruche ſteht, als die Marktgebühren nicht bloß für den überlaſſenen 
Raum, ſondern auch für andere mit der Abhaltung des Marktes ver⸗ 
bundene Auslagen eingehoben werden dürfen und dieſe Art der Ein⸗ 
hebung bei derſelben Gattung von Artikeln in P. nach der jetzt 
geltenden von der Statthalterei erſt im Jahre 1874 genehmigten 
Marktordnung bereits geſtattet iſt. Was den in dem Einbegleitungs⸗ 


berichte der Statthalterei vom 12. December 1876 für die Zurück⸗ 


weiſung der Vorſtellung geltend gemachten Grund betrifft, ſo muß bemerkt 
werden, daß es ſich in dieſem Falle nicht um die allerdings nach der 
Cynoſur des § 69 ſtreng zu prüfende Höhe der en 
fondern um den Maßſtab für deren Bemeſſung handelt.“ 
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Streitigkeiten zwiſchen Mitgliedern einer iſraelitiſchen Cultus⸗ 
gemeinde wegen Benützung eines Maumtheiles der Synagoge zu 
Gebetszwecken nach einem beſonderen Rituale kommen nicht im 
Wege des gerichtlichen Beſitzſtörungsverfahrens, ſondern vor den 
Adminiſtrativbehörden auszutragen. 


| Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 15. Mai 
1877, 3. 5507 erkannt: 


In Erledigung des Berichtes des k. k. Oberlandesgerichtes vom 
17. April 1877, 3. 7379 über den a. o. Reviſionsrecurs des Jakob 
Gottfried und Genoſſen wie auch der iſrael. Cultusgemeinde in Rop⸗ 
czynce gegen die e Entſcheidungen des k. k. Bezirksgerichtes 
zu Ropczynce vom 28 Juni 1876, Z. 3273 und des k. k. Ober⸗ 
landesgerichtes zu Lemberg vom 17. October 1876, Z. 18.817, denen 
gemäß der Proviſorialklage des Chaim Oſias Szkolnik und Genoſſen 
vom 10. Februar 1876, 3. 717 willfahrend erkannt wurde: 1. Die 
Mitglieder der iſrael. Gemeinde in Ropczyuce welche ihren Gottes⸗ 
dienſt nach dem Rituale „Aszkanis“ verrichten, nämlich Chaim Oſias 
Szkolnik und viele andere mit Namen aufgeführte Genoſſen, befanden 
ſich im letzten factiſchen Beſitze des in dem Augenſcheins⸗Protokolle vom 
15. März 1876 mit den Buchſtaben A. B. C. D. bezeichneten und 
dort beſchriebenen Theiles der neuen Synagoge in Ropczynce welcher 
ein abgeſondertes Zimmer bildet. 2. Die Geklagten Jakob Gottfried 
und Genoſſen wie auch die dem Streite beitretenden Fawor 
Katz und Leib Brandes ſtörten die Kläger in dem gedachten Beſitze. 
3. Die Kläger werden im Beſitze des oben beſchriebenen Locales ge⸗ 
ſchützt und den Geklagten jede weitere, ſowohl mittelbare als auch un⸗ 
mittelbare Störung der Kläger im Beſitze des ſtrittigen Locales bei 
Strafe von 50 fl. unterſagt, endlich 4. Die Geklagten in den den 
Klägern binnen 14 Tagen zu leiſtenden Erſatz der Gerichtskoſten per 
10 fl. 80 kr. verfällt — hat der k. k. oberſte Gerichtshof dieſem 
a. o. Reviſionsrecurſe zu willfahren, beide untergerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen als nichtig aufzuheben, dem k. k. Oberlandesgerichte 
zu verordnen, die Beſitzſtörungsklage vom 10. Februar 1876, 8. 717 
den Klägern als zum gerichtlichen Verfahren nicht gehörig 
erfolglos zurückzuſtellen und an die Adminiſtrativ⸗ 
behörden weiſen zu laſſen, wie auch die Kläger in den den Ge⸗ 
klagten binnen 14 Tagen zu leiſtenden Erſatz der Gerichtskoſten per 
18 fl. 77 kr., der Koſten für den Recurs an das k. k. Oberlaudes⸗ 
gericht per 8 fl. 77 kr. und für den Reviſionsrecurs per 7 fl. 61 kr. 
zuſammen 35 fl. 15 kr. zu verfällen befunden. 
| „Denn die Kläger verlangen den gerichtlichen Schutz im Beſitze 
einer abgeſonderten Abtheilung in der neuen Synagoge Ropczyüce damit 
ſie dort ihre Andacht nach dem Rituale „Aszkanis“ fortan wie bisher 
verrichten können, wobei ſie anführen, daß ſie als Handwerker nach dem 
genannten Rituale, dagegen alle übrigen Iſraeliten nach dem Rituale 
„Sfard“ zu beten pflegen, daß ſeit Beendigung der neu erbauten 
Synagoge (Verſöhnungsfeſt 1875) ſämmtliche nach dem Rituale „Aszkanis“ 
betende Iſraeliten und namentlich die Kläger den ſtrittigen Theil der 
Synagoge benützten, während alle übrigen Iſraeliten in dem großen 
Rau me der Synagoge nach dem anderen obgenannten Rituale beteten, 
wiewohl die Letzteren auch zu der nun ſtrittigen Abtheilung der 
Synagoge freien Zutritt hatten. 

Die Kläger behaupten ferner in den ausſchließlichen Beſitz der 
nun ſtrittigen Abtheilung der Synagoge durch die Zuſtimmung des 
Rabbiners Simeon Roſenzweig gelangt zu ſein, welcher ihnen die 
Schlüſſel hiezu gegeben hat und welche Abtheilung ſie ſeit dieſer Zeit 
zur Verrichtung ihres Gottesdienſtes bis 15. Jänner 1876 verwendeten 
und unter ihrer Aufſicht und unter ihrem Verſchluß hielten, an welchem 
Tage ſie durch die Geklagten in der Art geſtört wurden, daß die Thüre 
der gedachten Synagogenabtheilung gewaltſam geöffnet, die zur Ver⸗ 
richtung des Gottesdienſtes erforderlichen Einrichtungsſtücke herausgetragen 
und ihnen der freie Zutritt in dieſe Abtheilung verwehrt wurde; die 
Geklagten wendeten ein, daß ſie nicht im eigenen Namen, ſondern auf 
Befehl des iſraeliſchen Cultusvorſtandes Fawor Katz und Leib Brandes 
handelten, und die beiden letzteren erklärten auch die Vertretungsleiſtung 
in dieſer Streitſache zu übernehmen. 


Ohne in die weiteren Details der umfangreichen Reden und 
Gegenreden dieſer Streitſache einzugehen, iſt es einleuchtend, daß es ſich 
in dem vorliegenden Falle um einen zur gerichtlichen Competenz gar 
nicht gehörigen Gegenſtand handelt. 


Denn die Synagoge ift ein dem öffentlichen Gottesdienſte der 
iſraelitiſchen Bevölkerung gewidmetes Gebäude, deſſen Eigenthum und 
Verwaltung der Cultusgemeinde, reſp. dem Cultusvorſtande zuſteht, wie 
dies aus den Beſtimmungen der 88 9, 16, 19 der galiz. Judenord⸗ 
nung vom 7. Mai 1789 und in dem $ 89 und $ 92 des Gemeinde⸗ 
geſetzes für Galizien und Krakau vom 12. Auguſt 1866 hervorgeht; 
dadurch, daß mehrere Mitglieder der iſrael. Cultusgemeinde in einem 
beſtimmten Theile der Synagoge mit Geſtattung des Rabbiners, wie 
von den Klägern behauptet wird, ihre Andacht verrichten, konnten ſie 
nicht einen Beſitz dieſes Theiles der Synagoge erlangen (3 509 a. b. 
G. B.), ob fie aber einen Anſpruch haben, an dem ihnen angewieſenen 
Orte ihre Andacht auch fernerhin und bleibend zu verrichten, gehört in 
den Wirkungskreis der Verwaltung der Synagoge. 

Wenn die Mitglieder der Cultusgemeinde durch eine Eigen⸗ 
mächtigkeit oder einen Uebergriff anderer Glaubensgenoſſen, oder durch 
eine Verfügung des Vorſtandes der Cultusgemeinde in der Verrichtung 
ihres Gottesdienſtes in der Synagoge beeinträchtigt zu ſein vermeinen, 
ſo gehört die Austragung des diesfälligen Streites vor die Adminiſtrativ⸗ 
behörden, nicht aber vor die Gerichte. 

Es waren ſonach die untergerichtlichen Entſcheidungen als nichtig 
zu beheben und die Kläger welche durch ihre Klage die gerichtliche 
Verhandlung veranlaßten, gemäß 88 23 und 26 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl. in den Erſatz der dem Gegen⸗ 
theile hiedurch erwachſenen Koſten, welche entſprechend gemäßigt wurden, 
zu verfällen.“ 


Betreffend die allgemeine Zuläſſigkeit des Hauſirhandels mit Süd 
früchten. 

Johann R., Hauſirer in N., welchem die Bezirkshauptmannſchaſt O. 
vermöge ſeines damaligen Wohnortes O. unterm 4. April 1875 ein 
auf den Haufirhandel mit Südfrüchten, Schiefer, Bleiſtiften und Stahl⸗ 
federn lautendes und bis zum 12. Februar 1876 giltiges Hauſirbuch 
ausgefertigt hatte, wurde bei der Bezirkshauptmannſchaft B. am 
17. März 1876 um die Erneuerung feiner Hauſfirbewilligung bittlich, 
welche dieſes Einſchreiten mit Rückſicht auf den Aufenthaltsort des Bitt⸗ 
ſtellers der Bezirkshauptmannſchaft in Sch. zur Erledigung abtrat. Die 
letztere hat unterm 9. Mai 1876 dem Joſef R. die Bewilligung zum 
Hauſirhandel mit Schiefer, Bleiſtiften und Stahlfedern ertheilt, aber die 
„Südfrüchte“ in die Licenz nicht aufgenommen. 

Gegen dieſe Licenzbeſchränkung hat R. den Recurs bei der Statt⸗ 
halterei überreicht, worin er geltend machte, daß die urſprüngliche, von 
der Oler Bezirkshauptmannſchaft ertheilte Hauſirbewilligung auch auf 
den Handel mit „Südfrüchten“ gelautet hat und es für ihn demnach 
unerklärlich ſei, daß die Erneuerung der Hauſirbewilligung nicht im 
vollen Umfange erfolgte, da doch das Hauſirpatent nicht abgeändert 
worden ſei. Recurrent wendete ferner mit Beziehung auf den ihm an⸗ 
geblich zur Motivirung ſeiner Abweifung mündlich zu Theil gewordenen 
Beſcheid, daß das Hauſiren mit Südfrüchten nur den Gotſcheern ge⸗ 
ftattet ſei, ein, daß der Hauſirhandel mit Südfrüchten in dem § 12 
des Hauſirpatentes nicht verboten iſt und daß die im § 17 dieſes 
Patentes den Gotſcheern eingeräumte Begünſtigung, den Hauſirhandel 
mit Südfrüchten zu betreiben, nicht darin beſtehe, daß nur ſie den 
Handel mit dieſen Früchten betreiben dürfen, ſondern darin, daß dieſe 
Perſonen den Hauſirhandel auch dann betreiben dürfen, wenn ſie das 
geſetzliche Alter von 30 Jahren nicht erreicht haben und daß die Be⸗ 
willigung für das ganze Reich Geltung habe. Endlich führte er an, daß 
auch andere Perſonen in ſeinem Aufeuthaltsbezirke die Conceſſion zum 
Südfrüchten⸗Hauſirhandel haben. 

In dem Einbegleitungsberichte, welchen der Bezirkshauptmann in 
Sch. über den Recurs erſtattete, wurde angeführt, daß die Südfrüchte 
in die Hauſirlicenz im Hinblicke auf 88 12 lit. a und e und $ 17 
lit. k des Patentes vom 4. September 1852 um ſo weniger einbezogen 
werden konnten, als im § 17 lit. f die Südfrüchte ausdrücklich unter 
jenen Handelsartikeln angeführt erſcheinen, mit welchen der Hauſirhandel 


nur den Bewohnern von Gottſchee, Pöllant und Reifnitz in Krain ge⸗ 
ſtattet iſt. 
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Das k. k. Miniſterium des Innern aber hat ddo. 17 No⸗ 
vember 1876, Z. 15.199 dem Recurſe des Joſef R. Folge zu geben 
befunden und unter Behebung der Statthalterei⸗Entſcheidung dem Re⸗ 
currenten die Licenz zum Hauſirhandel mit Südfrüchten ertheilt, „weil 
Südfrüchte nicht unter die im § 12 des Hauſirpatentes vom 


Hauſirhandel ansgeſchloſſenen Waaren fallen und der $ 17 lit. f des 


Hauſirpatentes auf den vorliegenden Fall gleichſalls keine Anwendung 
findet.“ M. 


Die Umgeſtaltung radicirter chirurgiſcher Gewerbe in frei ver⸗ 
käufliche liegt in der Tendenz der einſchlägigen geſetzlichen Normen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 30. Mai, 3.4970 
ex 1877 dem Recurſe des Wunderztes Wilhelm G. in E. gegen die 
Statthalterei⸗Entſcheidung vom 7. Februar 1877, womit die Abtrennung 
des auf dem Haufe Nr. 11 in E. radicirten chirurgiſchen Gewerbes 
von dieſem Hauſe und Umgeſtaltung desſelben in ein frei verkäufliches 
verweigert wurde (die Statthalterei war nämlich der Anſicht, daß eine 
ſolche Abtrennung nur unter beſonders rückſichtswürdigen Verhältniſſen, 
welche im vorliegenden Falle nicht nachgewieſen worden ſeien, zu ge⸗ 
ſtatten ſei), unter Behebung der angefochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung 
Folge zu geben und dieſes chirurgische Gewerbe als ein frei verfäuf- 
liches anzuerkennen befunden, „weil es im Sinne der Normal⸗Vorſchrift 
vom 24. October 1755 und des an die n.-d. Rectifications⸗Commiſſion 
erfloſſenen Hofreſeriptes vom 27. März 1756 gelegen iſt, daß chirur⸗ 
giſche Gewerbe von den Häuſern, worauf ſie haften, bei ſich ergebenden 
Anläſſen (Beſitzänderungen Erledigungen) getrennt und als verkäuflich 
behandelt werden ſollen und gegen den Verkauf des fraglichen Gewerbes 
an E., beziehungsweiſe gegen die Umwandlung desſelben in ein frei 
verkäufliches in privatrechtlicher Beziehung kein Anſtand obwaltet.“ 

E. 


Auch im Falle eines Concurſes find die zum Meiſtbote einer ver⸗ 
kauften Nealität liquidirten Steuerrückſtände ſpeciell nach der 
Natur der Steuer und dem Zeitpunkte derſelben zu liquidiren. 


Mit gleichlautenden Entſcheidungen der unteren Inſtanzen wurde 
bei der Meiſtbotvertheilung einer zur Concursmaſſe gehörigen Realität 
der von der k. k. Finanzprocuratur Namens des Steuerärars auf Grund⸗ 
lage eines ſteuerämtlichen Nachweiſes liquidirte Rückſtand an Grund», 
Haus⸗ und Hausclaſſenſteuer, auch Einkommen⸗ und Erwerbſteuer, ferner 
an Executionsbeträgen, Verzugszinſen, Handelskammer⸗, Bezirks⸗ und 
Schulbeiträgen im Geſammtbetrage von 429 fl. für liquid erklärt und 
als Vorzugspoſt vor allen Hypothekargläubigern collocirt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat unterm 28. März 1877, 3. 
3211 beide Entſcheidungen aufgehoben und die Ergänzung der Extri⸗ 
cationsverhandlung angeordnet: in Erwägung, daß nach den Beſtim⸗ 
mungen des Hofdecretes vom 16. September 1825, Z. 2132, J. G. 
S. Abſ. 1, 2 und 3, das Vorzugsrecht aus dem Kaufpreiſe einer exe⸗ 
cutiv veräußerten Realität nur jenen für die drei Jahre rückſtändigen 
Steuern und Abgaben vor allen Hypothekargläubigern gebührt, welche 
von dem unbeweglichen Gute hätten entrichtet werden ſollen, nicht aber 
auch andere, wenngleich im Concurſe privilegirte derlei Forderungen. 

Da nur der Erwerbſteuer, nach dem Erwerbſteuerpatente vom 
31. December 1812, § 11, das Vorzugsrecht in Concursfällen gewahrt 
iſt; da ferner die mit dem kaiſ. Patente vom 29. October 1849 
Nr. 439 R. G. B., eingeführte Einkommenſteuer, laut § 2 das Ein⸗ 
kommen von dem der Grund- und Gebäudefteuer unterliegenden Beſtitz⸗ 
thume und von den auf demſelben haftenden Capitalien und Renten 
einer beſonderen Beſteuerung nach dem kaiſ. Patente vom 10. October 
1849, 3. 412 R. G. B., unterzieht, da endlich die allgemeine Be⸗ 
zeichnung des ſteuerämtlichen Ausweiſes: „ältere Executionsbeträge und 
Verzugszinſen“ durch die nicht nachgewieſene Beziehung auf die in Exe⸗ 
cution gezogene Realität ſich als ganz unverſtändlich für die Zahlungs⸗ 
ordnung herausſtellt, ſo erſcheint die auf Grund des gedachten ſteuer⸗ 
ämtlichen Ausweiſes in Pauſch und Bogen veranlaßte Collocation des 


Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 18. Juli 1876 | geſammten Steuerrückſtandes als Vorzugspoſt durch den Inhalt dieſes 
dem Recurſe im Grunde der 88 12 lit. a und c und § 17 lit. f des Ausweiſes nicht hinreichend begründet, zumal der Ausweis in feinen 


Hauſirpatentes keine Folge gegeben. 


einzelnen Rubriken als unverſtändlich und zweifelhaft ſich herausſtellt, 
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denn in ſolchem findet ſich in der Rubrik: Einkommenſteuer in Bezie⸗ am Griff und von den Buchſtaben F. A. L. umgeben, was „France, Alſace, 


hung auf das Haus eine ganz unverſtändliche Anmerkung, weil das 
Finanzgeſetz für das Jahr 1874 vom 26. April, Nr. 42 R. G. B., 
ſowie jenes für das Jahr 1875 vom 22. December 1874, Z. 147 
R. G. B., eine Einkommenſteuer nur für jene Gebäude feſtſetzt, die 
im Ganzen oder theilweiſe die zeitliche Befreiung von der Hauszins⸗ 
ſteuer genießen, und in dem die Grundlage der Zahlungsordnung bil⸗ 
denden Ausweiſe eine ſolche Anmerkung nicht vorgekommen iſt. 

Was ſerner unter der Rubrik der vereinigten Zuſchläge zu ver⸗ 


Lorraine“ heißen ſollte. Ein Mühlhauſer Kaufmann hatte dieſe Marke geſetzlich 
eintragen laſſen und jpäter gegen einen Coneurrenten wegen unberechtigter Nach⸗ 
ahmung derſelben Klage erhoben; er wurde nun ſchließlich, nachdem ihm das 
Handelsgericht Recht und Entſchädigung zugeſprochen, in zweiter und dritter 
Inſtanz mit all' ſeinen Anſprüchen abgewieſen, indem die beiden Inſtanzen gleich⸗ 
zeitig auf die Ausſtreichung der Marke aus dem amtlichen Regiſter erkannten. 
In den Urtheilsgründen wurde ausgeführt, daß jenes Zeichen nichts Anderes als 
eine gegen Deutſchland gerichtete, den Gedanken der Revanche unzweideutig zum 


ſtehen jet und wie viel ſolche das Reale betreffen, ift aus dem Ausweiſe Ausdruck bringende Demonſtration bedeute, daß nach 8 3 des Reichsgeſetzes vom 
gar nicht zu erſehen. Der Handelskammerbeitrag wird nach dem Geſetze 30. November 1874 die Eintragung von Marken mit „Aergerniß erregenden Dar⸗ 


vom 29. Juni 1868, 3. 85 R. G. B., § 21, nach der directen 
Steuer, welche vom Bergbau, Gewerbe⸗ und Handelsbetrieb entrichtet 
wird, auf alle Wahlberechtigten des Kammerbezirkes gleichmäßig umgelegt, 
und zugleich mit ihr eingehoben, repräſentirt alſo gleichfalls keine von 
der Realität gebührende Steuer; Bezirks⸗ und Schulbeiträge ſtellen ſich 
als Concurrenzbeiträge für öffentliche Zwecke dar, denen im Sinne des 
Hofdeerete® vom 4. Jänner 1836, Nr. 113 J. G. S., wohl das 
privilegirte Hypothekarrecht der nicht über 3 Jahre ſich erſtreckenden 
Abgabenrückſtände zukommt. Verzugszinſen ſind wohl kraft des Geſetzes 
vom 9. März 1870, Nr. 23 R. G. B., ſammt den Steuerrück⸗ 
ſtänden einzubringen, aber als Vorzugspoſt von dem Kaufpreiſe der 
Realität doch nur inſoferne, als ſolche die von der Realität zu ent⸗ 
richtenden Steuern und Abgaben betreffen, worüber aus dem Ausweiſe 
eben ſo wenig als über die darin angeſetzten älteren Executionsgebühren 
eine Aufklärung zu entnehmen iſt. Ger. H. 


Kechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 
Proviſorialverfügungen in Waſſerrechtsangelegenheiten. 


Zur Hintanhaltung von Gefahren oder Beſchädigungen können 
bei Waſſerrechtsſtreiten, wenn eine ſofortige Regelung der Waſſerrechts⸗ 
verhältniſſe nicht erfolgen kann, Proviſorial⸗Verfügungen getroffen 
werden; es iſt jedoch hiernach die endgiltige Regelung der Verhält⸗ 
niſſe möglichſt raſch und von Amtswegen herbeizuführen. 


Erhaltung gemeinſchaftlicher Werfcanale. 

Wenn an einem Werkcanale ſpäter neue Werke entſtehen, haben 
dieſelben, daferne nicht bei der Conceſſion oder ſonſt zu ihren Gunſten 
ausdrücklich Befreiungen ſtipulirt worden ſind, zur Erhaltung der gemein⸗ 
ſamen Anlagen nach Verhältniß des Nutzens beizutragen, wenn auch vor 
ihrer Entſtehung die Erhaltungspflicht den älteren Werkbeſitzern allein 
obgelegen iſt. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 18. Januar 1877, Z. 13605. 

Ueber die Verpflichtung zur Erhaltung und Räumung der Ca⸗ 
näle und künſtlichen Gerinne, ſowie zur Inſtandhaltung der Anlagen 
zur Benützung der Gewäſſer, daher auch über den Beſtand rechtsgiltiger 
Verpflichtungen aus Verträgen und anderen Rechtstiteln haben die 
Verwaltungsbehörden nach dem Waſſerrechtsgeſetze zu entſcheiden, weil 
es auch ihnen obliegt, die Abſtellung der bei ſolchen Anlagen vorge⸗ 
fundenen Gebrechen eventuell im Zwangswege zu veranlaſſen. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 25. Jänner 1877, Z. 14887. 

Wenn über die Anordnung zur Beſeitigung einer ohne behördliche 
Bewilligung errichteten Waſſeranlage ein Geſuch um nachträgliche Be⸗ 
willigung in Verhandlung genommen wird, kann auch gegen den Antrag 
der übrigen Betheiligten die Anordnung der Beſeitigung bis zur Ent⸗ 
ſcheidung über das neue Conſensgeſuch ſiſtirt werden, daferne nicht wich⸗ 
tige Intereſſen durch die Siſtirung gefährdet oder verletzt werden. 

Entſcheidung des Ackerbau Miniſteriums vom 23. Februar 1877, Z. 14368. 


Notiz. 


(Politiſche Demonſtrationen darſtellende gewerb⸗ 
liche Marken.) Ein Urtheil des deutſchen Reichsoberhandelsgerichtes verſagte 
in einem Markenſchutzproceſſe einer Marke als einer „Aergerniß erregenden“ den 
geſetzlichen Schutz, weil dieſelbe in den Farben der franzöſiſchen Tricolore ein 
geflammtes, aufrechtſtehendes Schwert darſtellte, mit der Waage der Gerechtigkeit 


ſtellungen“ verſagt werden müſſe, daß aber ein ſolcher Fall hier vorliege, und 
insbeſondere die Annahme, das Gefetz meine nur Darſtellungen, welche in ſittlicher 
oder religiöſer Beziehung Aergerniß geben, und finde auf politiſche ©: mouftrationen 
keine Anwendung, weder mit der Faſſung, noch dem Geiſte des Geſetzes vereinbar 
ſei. Es könne daher jene Marke auf geſetzlichen Schutz keinen Anſpruch machen. 


Verordnungen. 


Erluß des k. k. Miniſters des Junern vom 12. Auguſt 1877, 3. 11.078 mit 

Mittheilung einer Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 21. Juli 1877, 

3. 18.683, betreffend die Feſtſetzung eines Termines für Einbringung bon Be⸗ 
ſchwerden gegen Adjnuſtirung von Reiſe⸗Rechnungen. 


Ich beehre mich Hochdenſelben im Anſchluſſe zur gefälligen Kenntnißnahme 
und entſprechenden weiteren Verlautbarung eine Abſchrift der Verordnung zu 
übermitteln, welche das k. k. Finanzminiſterium im Einvernehmen mit dem k. k. 
Oberſten Rechnungshofe und den übrigen betheiligten Central⸗Stellen in Betreff 
der Feſtſetzung eines Termines für die Einbringung von Beſchwerden gegen die 
Adjuſtirung von Reiſe⸗Rechnungen unterm 21. Juli 1877, Z. 18.683 im Wege 
ſeines Verordnungsblattes erlaſſen hat. 


Verordnung des k. k. Finanz⸗Miniſteriums vom 21. Juli 1877, 

8. 18.683, betreffend die Feſtfetzung eines Termines für die Ein⸗ 

bringung von Beſchwerden gegen die Adjuſtirung von Reiſe⸗ 
Rechnungen. 


Im Einvernehmen mit dem k. k. Oberſten Rechnungshofe und den übri⸗ 
gen betheiligten Centralſtellen wird beſtimmt, daß Beſchwerden der Beamten oder 
anderer im öffentlichen Dienſte ſtehender Particularleger, gegen die Adjuſtirung 
von Reiſe⸗Rechnungen innerhalb einer Präcluſivfriſt von 14 Tagen, welche vom 
Tage der von dem Rechnungsleger zu beſtätigenden Verſtändigung berechnet wird, 
einzubringen ſind. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanz⸗Landesdirector für Tirol und Vorarlberg, 
Hofrathe Johann Berreitter bei deſſen Uebernahme in den Ruheſtand das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Salzburger Finanz⸗ 
direction Johann Oherr den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtüt haben dem Oberreviſor der k. k. priv. Kaiſerin Eliſabeth⸗ 
bahn Karl Riedl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Franz Scherhant zum 
Baurathe, die Ingenieure Mathias Schmoch, Franz Hradee und Victor Preyß 
zu Oberingenieuren und den Bau⸗Adjuncten Wilhelm Rezori zum Ingenieur im 
Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Hüttenverwalter Rudolf Gabriel zum 
Oberhüttenverwalter ernannt und die Leitung der k. k. Schwefelfäurefabrik zu 
Unterheiligenſtadt dem dortigen Fabrikscontrolor Johann Ackermann mit dem 
Titel eines Hüttenverwalters übertragen. 


Erledigungen. 


Rechnungsrevidentenſtelle bei der Salzburger Landesregierung mit der 
neunten eventuell eine en e in der zehnten und eine Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 24. September. (Amtsbl. Nr. 203). 

Zahlmeiſtersſtelle bei der k. k. Generaldirectionscaſſe der Tabakregie in 
Wien in der achten Rangsclaſſe, bis 7. October. (Amtsbl. Nr. 207). 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei der n.⸗ö. Statthalterei in der neunten Rangs⸗ 
claſſe, bis 24. September. (Amtsbl. Nr. 209). 


Mit zwei Beilagen: Erkenntniſſe des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes, Bogen 25 und 26. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redneteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


